
 Satzung 
  
 
über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen für die Gemeinde Langen 
                                
 
      
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 08.12.1986 (BGBl. I S. 2253), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung des Bundeskleingartengesetzes 
(BKleing.ÄndG) vom 08.04.1994 (BGBl. I S. 766) i. V. mit den §§ 6 
und 83 der Nds. Gemeindeordnung i. d. F. vom 22.06.1982 (Nds. 
GVBl. S. 229), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes zur 
Reform des Nds. Kommunalverfassungsrechts vom 28.05.1996 (Nds. 
GVBl. S. 242), hat der Rat der Gemeinde Langen in seiner Sitzung 
am  .1997 folgende Satzung beschlossen: 
  
 
 § 1 
 
 Erhebung des Erschließungsbeitrages 
 
Zur Deckung ihres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für 
Erschließungsanlagen erhebt die Gemeinde Erschließungsbeiträge 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuches sowie nach Maßgabe 
dieser Satzung. 
 
 
 § 2 
 
 Art und Umfang der Erschließungsanlagen 
 
(1) Beitragsfähig ist der Erschließungsaufwand für: 
   
    1. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von 
       Grundstücken dienen, ausgenommen solche in Kern-, 
       Gewerbe- und Industriegebieten, mit einer zulässigen 
       Bebauung von  
  
       A) bis zu 2 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 15 m,   
           wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 10 m,  
            wenn sie einseitig anbaubar sind, 
 
       b) mit 3 oder 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 
          18 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 
          12 m, wenn sie einseitig anbaubar sind, 
   
       c) mit mehr als 4 Vollgeschossen mit einer Breite bis zu 
          24 m, wenn sie beidseitig und mit einer Breite bis zu 
          18 m, wenn sie einseitig anbaubar sind. 
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 2. Straßen, Wege und Plätze, die der Erschließung von      
        Grundstücken dienen in Kern-, Gewerbe- und Industrie-     
         gebieten mit einer Breite bis zu 24 m, wenn eine 
        Bebauung oder gewerbliche Nutzung beidseitig zulässig 
        ist und mit einer Breite bis zu 18 m, wenn eine Bebauung 
        oder gewerbliche Nutzung einseitig zulässig ist, 
  
 3. mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbare Verkehrsanlagen  
        (z. B. Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 5 m, 
 
     4. Sammelstraßen mit einer Breite bis zu 24 m,  
  
     5. Parkflächen, 
  
        a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1, 2 
           und 4 sind, bis zu einer Breite von 6 m, 
   
        b) die nicht Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß  
           Nrn. 1, 2 und 4, aber nach städtebaulichen Grund-      
            sätzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung 
           notwendig sind (selbständige Parkflächen), bis zu  
           20 % der Flächen der erschlossenen Grundstücke, 
   
     6. Grünanlagen mit Ausnahme von Kinderspielplätzen, 
  
        a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen gemäß Nrn. 1 bis 
        4 sind, bis zu einer weiteren Breite von 6 m, 
   
        b) die nicht Bestandteil von Verkehrsanlagen, aber nach  
           städtebaulichen Grundsätzen innerhalb der Baugebiete 
           zu deren Erschließung notwendig sind (selbständige 
           Grünanlagen), bis zu 20 % der Flächen der er-          
            schlossenen Grundstücke. 
  
 7. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen schädliche Um-  
        welteinwirkungen i. S. des Bundes-Immissionsschutzge-  
            setzes, auch wenn sie nicht Bestandteil der Er-       
             schließungsanlagen sind. 
 
(2) Endet eine Verkehrsanlage mit einem Wendeplatz, so ver-       
     größern sich die in Abs. 1 Nrn. 1, 2 und 4 angegebenen Maße 
    um die Hälfte, mindestens aber um 8 m. 
 
(3) Ergeben sich nach Abs. 1 unterschiedliche Höchstbreiten, so   
     gilt für die gesamte Verkehrsanlage die größte Breite. 
  
(4) Die in Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 genannten Breiten sind Durch-      
     schnittsbreiten. Sie werden ermittelt, indem die Fläche der  
      gesamten Erschließungsanlage durch die Länge der Anlagen-   
       achse geteilt wird. 
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 § 3 
 
 Ermittlung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 
(1) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird nach den tat-    
     sächlichen Kosten ermittelt. 
 
(2) Der beitragsfähige Erschließungsaufwand wird für die ein-     
     zelne Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann ab-   
      weichend von Satz 1 den beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
      für bestimmte Abschnitte einer Erschließungsanlage ermitteln 
      oder diesen Aufwand für mehrere Anlagen, die für die Er-    
       schließung der Grundstücke eine Einheit bilden, insgesamt 
    ermitteln. 
 
(3) Zu dem beitragsfähigen Erschließungsaufwand gehören ins-      
     besondere die Kosten für 
 
     1. den Erwerb der Flächen für die Erschließungsanlagen, 
     2. die Freilegung der Flächen für die Erschließungsanlagen, 
     3. die erstmalige Herstellung des Straßenkörpers ein-        
         schließlich des Unterbaues, der Befestigung der Ober-    
          fläche sowie notwendige Erhöhungen oder Vertiefungen, 
     4. die Herstellung von Rinnen sowie der Randsteine, 
     5. Die Radwege, 
     6. die Gehwege, 
     7. die Beleuchtungseinrichtungen, 
     8. die Entwässerungseinrichtungen der Erschließungsanlagen, 
     9. die Herstellung von Böschungen, Schutz- und Stützmauern, 
    10. den Anschluß an andere Erschließungsanlagen, 
    11. die Übernahme von Anlagen als gemeindliche Er-            
         schließungsanlagen, 
    12. die erstmalige Herstellung von Parkflächen 
    13. die Herrichtung der Grünanlagen 
    14. Anlagen zum Schutz von Baugebieten gegen Schall- und Um-  
         welteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzge- 
          setzes. 
 
(4) Der Erschließungsaufwand umfaßt auch den Wert der von der     
     Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im      
      Zeitpunkt der Bereitstellung. 
 
(5) Der Erschließungsaufwand umaßt auch die Kosten für die Teile  
     der Fahrbahn einer Ortsdurchfahrt einer Bundes-, Landes-     
      oder Kreisstraße, die über die Breiten der anschließenden   
       freien Strecken hinausgehen. 
 
 
 § 4 
 
 
 Anteil der Gemeinden am beitragsfähigen Erschließungsaufwand 
 
Die Gemeinde trägt 10 v. H. des beitragsfähigen Erschließungs- 
aufwandes.
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 § 5 
  
 Verteilung des beitragsfähigen Erschließungsaufwandes 
 
(1) Der nach den §§ 2 und 3 ermittelte Erschließungsaufwand wird  
     nach Abzug des Anteils der Gemeinde (§ 4) auf die von der 
    Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke (Abrechnungs-   
     gebiet) nach den Grundstücksflächen verteilt. Dabei wird die 
    unterschiedliche Nutzung der erschlossenen Grundstücke nach 
    Art und Maß berücksichtigt. 
 
(2) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken  
     innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes die    
      Fläche, die baulich, gewerblich oder in vergleichbarer Weise 
      genutzt werden kann. 
  
(3) Als Grundstücksfläche i. S. des Abs. 1 gilt bei Grundstücken  
     außerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes und    
      bei Grundstücken, für die ein Bebauungsplan eine bauliche,  
       gewerbliche oder eine vergleichbare Nutzung nicht 
festsetzt, 
 
    a) soweit sie an die Erschließungsanlage angrenzen, die       
        Flächen zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstücke   
         mit der Erschließungsanlage und einer im Abstand von  
       40 m dazu verlaufenden Linie,  
 
    b) soweit sie nicht angrenzen, die Fläche zwischen der 
       Grundstücksgrenze, die der Erschließungsanlage zugewandt 
       ist, und einer im Abstand von 40 m dazu verlaufenden 
       Linie.  
 
    Überschreitet die tatsächliche Nutzung die Abstände nach 
    Satz 1 Buchstabe a) oder Buchstabe b), so fällt die Linie 
    zusammen mit der hinteren Grenze der tatsächlichen Nutzung. 
  
(4) Zur Berücksichtigung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung 
    wird die Fläche (Abs. 2 oder 3) mit einem Vomhundertsatz 
    vervielfältigt, der im einzelnen beträgt: 
 
    1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit     100 v. H. 
    2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit   125 v. H. 
    3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit   150 v. H. 
    4. bei vier- und höhergeschossiger Bebaubarkeit 175 v. H. 
    5. bei Grundstücken, die in einer der baulichen 
       oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren  
       Weise genutzt werden können (z. B. Dauerklein- 
       gärten, Freibäder, Friedhöfe, Sportanlagen)  50 v. H. 
 
(5) Bei Grundstücken in durch Bebauungsplan festgesetzten Ge-     
     werbe-, Industrie- und Kerngebieten und bei Grundstücken in 
    Gebieten, in denen ohne Festsetzung durch Bebauungsplan eine 
    Nutzung wie in Gewerbe-, Industrie- und Kerngebieten vorhan-  
     den oder zulässig ist sowie bei Grundstücken, die außerhalb 
    der vorstehend genannten Gebiete überwiegend gewerblich, in-  
     dustriell oder in gleichartiger Weise genutzt werden, sind 
    die in Abs. 4 genannten Vomhundertsätze um 25 % zu erhöhen. 
    Dies gilt nicht für durch selbständige Grünanlagen er-        
     schlossene Grundstücke. 
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(6) Für Grundstücke innerhalb des Geltungsbereiches eines Bebau-  
     ungsplanes ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie folgt: 
 
    a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der 
       höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse. 
 
    b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der  
       Vollgeschosse die Baumassenzahl geteilt durch 3,5, wobei 
       Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 
 
    c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als 
       Zahl der Vollgeschosse die höchstzulässige Höhe geteilt 
       durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen auf- oder 
       abgerundet werden.  
  
    Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der 
    Vollgeschosse zugelassen oder vorhanden, ist diese zugrunde 
    zu legen; dies gilt entsprechend, wenn die zulässige Bau-     
     massenzahl oder die höchstzulässige Gebäudehöhe über-      
    schritten werden. 
 
(7) Für Grundstücke außerhalb des Geltungsbereiches eines Be-     
     bauungsplanes oder für Grundstücke, für die ein Bebauungs-   
      plan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die 
    Gebäudehöhe nicht festgesetzt, ergibt sich die Zahl der 
    Vollgeschosse 
 
    a) Bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tat-      
        sächlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl der 
       Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerks nicht 
       feststellbar, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Höhe 
       des Bauwerks geteilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf 
       volle Zahlen auf- oder abgerundet werden. 
  
    b) Bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl 
       der auf den Grundstücken der näheren Umgebung überwiegend 
       vorhandenen Vollgeschosse. 
  
    c) Bei Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, 
       die aber gewerblich genutzt werden können, werden zwei 
       Vollgeschosse zugrunde gelegt. 
  
    d) Bei Grundstücken, auf denen nur Garagen oder Stellplätze 
       zulässig oder vorhanden sind, wird ein Vollgeschoß zu-     
        grunde gelegt. 
 
 
 § 6 
 
 Mehrfach erschlossene Grundstücke 
 
(1) Für überwiegend Wohnzwecken dienende Grundstücke, die von     
     mehr als einer Erschließungsanlage i. S. des § 2 Abs. 1  
    Nr. 1 erschlossen werden, ist die Grundstücksfläche nach  
    § 5 Abs. 2 oder Abs. 3 bei der Verteilung des umlagefähigen 
    Aufwandes für jede Erschließungsanlage nur mit 60 % anzu-     
     setzen. 
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(2) Eine Ermäßigung nach Abs. 1 ist nicht zu gewähren, 
 
    a) wenn ein Erschließungsbeitrag nur für eine Erschließungs-  
        anlage entsteht oder entstanden ist, 
 
    b) soweit die Ermäßigung dazu führen würde, daß sich der 
       Beitrag für die anderen Grundstücke im Abrechnungsgebiet 
       um mehr als 50 % erhöht, 
  
    c) für die Flächen der Grundstücke, die die Grundstücks-      
        fläche von 1000 m2 übersteigen, 
 
    d) für die Flächen der Grundstücke zwischen zwei Er-          
        schließungsanlagen, für die nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 
       Erschließungsbeiträge nicht mehrfach erhoben werden. 
 
 
 § 7 
 
 Kostenspaltung 
 
Der Erschließungsbeitrag kann gesondert und in beliebiger Reihen-
folge erhoben werden für 
 
 1. den Grunderwerb  
 2. die Freilegung 
 3. die Fahrbahnen 
 4. die Radwege 
 5. die Gehwege, zusammen oder einzeln 
 6. die Parkflächen 
 7. die Grünanlagen 
 8. die Beleuchtungseinrichtungen 
 9. die Entwässerungseinrichtungen 
10. die Mischflächen. 
  
Mischflächen i. S. v. Ziff. 10 sind solche Flächen, die innerhalb 
der Straßenbegrenzungslinien Funktionen der in den Ziff. 3 - 6 
genannten Teileinrichtungen miteinander kombinieren und bei der 
Gliederung der Erschließungsanlage ganz oder teilweise auf eine 
Funktionstrennung verzichten. 
 
 
 § 8 
 
 Merkmale der endgültigen Herstellung der Erschließungsanlagen 
 
(1) Straßen, Wege, Plätze und mit Kraftfahrzeugen nicht befahr-   
     bare Verkehrsanlagen sowie Sammelstraßen sind endgültig her- 
      gestellt, wenn 
 
    1. sie an eine dem öffentlichen Verkehr gewidmete Straße 
       angeschlossen sind, 
 
    2. die Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist, 
 
    3. die Beleuchtungs- und Entwässerungseinrichtungen vor-      
        handen sind. 
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(2) Dabei sind hergestellt 
 
    1. Fahrbahn, Geh- und Radwege sowie Mischflächen, wenn sie 
    einen tragfähigen Unterbau und eine Decke aus Pflaster, 
       Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material neu-  
           zeitlicher Bauweise aufweisen, 
   
    2. die mit Kraftfahrzeugen nicht befahrbaren Verkehrsan-      
        lagen, wenn sie eine Befestigung mit Platten, Pflaster, 
       Asphalt, Teer, Beton oder einem ähnlichen Material 
       neuzeitlicher Bauweise erhalten haben, 
  
    3. die Entwässerungsanlagen, wenn die Straßenrinnen, die      
        Straßeneinläufe und die zur Ableitung des Straßenober-    
         flächenwassers erforderlichen Einrichtungen betriebs-    
          fertig hergestellt sind, 
 
    4. die Beleuchtungseinrichtungen, wenn eine der Größe der     
        Anlage und den örtlichen Verhältnissen angepaßte Anzahl 
       von Beleuchtungskörpern hergestellt ist. 
 
(3) Park- und Grünflächen sind endgültig hergestellt, wenn sie    
     eine Verbindung zum öffentlichen Straßennetz haben, die      
      Gemeinde Eigentümerin ihrer Flächen ist und  
  
    1. die Parkflächen die in Abs. 2 Nr. 1, 3 und 4 aufgeführten 
       Herstellungsmerkmale aufweisen, 
 
    2. die Grünflächen gärtnerisch gestaltet sind. 
 
(4) Durch Sondersatzung können im Einzelfall die Bestandteile 
    und Herstellungsmerkmale einer Erschließungsanlage ab-        
     weichend von Abs. 1 - 3 festgelegt werden. 
 
 
 § 9 
 
 Immissionsschutzanlagen 
 
Art, Umfang und Herstellungsmerkmale sowie die Verteilung des 
beitragsfähigen Erschließungsaufwandes von Anlagen zum Schutz von 
Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes werden durch ergänzende Satzung im 
Einzelfall geregelt. 
 
 
 § 10 
 
 Vorausleistungen 
 
Die Gemeinde kann für Grundstücke, für die eine Beitragspflicht 
noch nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, Voraus-
leistungen bis zur Höhe des voraussichtlichen Erschließungs-
beitrages erheben. 
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 § 11 
 
 Ablösung des Erschließungsbeitrages 
 
In Fällen, in denen die Beitragspflicht noch nicht entstanden ist, 
kann der Erschließungsbeitrag abgelöst werden. Der Ablösungsbetrag 
bemißt sich nach der voraussichtlichen Höhe des nach Maßgabe 
dieser Satzung zu ermittelnden Erschließungsbeitrages. 
 
 
 § 12 
 
 Inkrafttreten 
 
Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Langen,den        .1997 
 
 
 
 
 Gemeinde Langen 
 
 
 
 
 
                                                
 Bürgermeister                                 stv. Bürgermeister 


